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Eine Rote Linie der Existenzsicherung 


Armutskonferenz legt Referenzbudgets für einkommensschwache Menschen in Vorarlberg vor 


Mit Unterstützung der Arbeiterkammer Vorarlberg hat die Vorarlberger Armutskonferenz vom 


Dachverband der österreichischen Schuldenberatungen (asb) auf Vorarlberg zugeschnittene 


Referenzbudgets für einkommensschwache Haushalte erstellen lassen. Die nun vorliegenden 


Referenzbudgets sind die derzeit aktuellsten in Österreich und die ersten, die gezielt für ein 


einzelnes Bundesland erstellt wurden. 


Während der Vorarlberger Armutsberichtes rein statistische Armutsgrenzen ausweist, die sich 


ausschließlich aus den verfügbaren Einkommen errechnen, bilden die Referenzbudgets die 


erforderlichen Ausgaben ab, die für ein sozial angemessenes Leben auf einem Mindestniveau 


(ohne Urlaub, Auto, Alkohol, Zigaretten) erforderlich sind. Dazu wurden österreichweit 


standardisierte Warenkörben, die mit betroffenen Menschen gemeinsam entwickelt wurden, 


mit Vorarlberger Preisen versehen. „Sie spiegeln also die hiesigen Lebenshaltungskosten wider 


und erlauben eine Antwort auf die Frage, ob die verfügbaren Einkommen auch für ein 


Auskommen reichen“, so der Sprecher der Armutskonferenz Michael Diettrich. Aus Sicht der 


Armutskonferenz sind solche Referenzbudgets eine unabdingbare Orientierungshilfe für die 


Festsetzung ausreichender Sozialleistungen, aber auch für Mindestlöhne und –pensionen. „Wir 


betrachten unsere Referenzbudgets als eine rote Linie der Existenzsicherung, die weder bei 


Sozialleistungen wie Mindestsicherung und Pensionen, noch bei Mindestlöhnen unterschritten 


werden darf.“ Er habe der zuständigen Landesrätin in einer Sitzung vorgeschlagen, die 


Landesregierung solle selbst solche Referenzbudgets erheben lassen, um eine Grundlage für 


die Überprüfung der Vorarlberger Sozialleistungen zu haben. „Sie hielt das aber nicht für 


notwendig. Jetzt haben wir das mit Hilfe der Arbeiterkammer selbst gemacht“, erläutert 


Diettrich. 


Demnach hat ein Einpersonenhaushalt monatliche Mindestausgaben von € 1.326, eine 


alleinerziehende Person mit 1 Kind € 1.955, ein Paar mit 2 Kindern € 3.191 und ein Paar mit 3 


Kindern € 3.659. Die Vorarlberger Mindestsicherung liegt einschl. ergänzender Leistungen 


durchgängig darunter: Bei einem Einzelhaushalt um 11 Prozent, bei Haushalten mit Kindern 


sogar zwischen 18 und 22 Prozent. 


Dass Kinder mittlerweile ein Armutsrisiko darstellen, zeigt ein Vergleich der Referenzbudgets 


mit den mittleren Einkommen (Medianeinkommen) der jeweiligen Haushaltstypen: Das liegt in 


Vorarlberg für eine Familie mit 3 Kindern einschl. Sozialleistungen nur € 70 über dem 


Referenzbudget, was nichts anderes bedeutet, als dass knapp die Hälfte dieser Familien de 


facto armutsgefährdet ist. Geradezu dramatisch ist die Situation für Alleinerziehende: Das 


mittlere Einkommen von Alleinerziehenden mit einem Kind liegt € 600 unter den notwendigen 


Ausgaben des Referenzbudgets. „Für ein Land, das sich seiner Familienfreundlichkeit rühmt, ist 


das ein Armutszeugnis!“, meint Diettrich. 


Diese Ergebnisse sprächen nicht nur für eine Erhöhung der Mindestsicherung, sondern 


müssten auch Konsequenzen für die Familienpolitik haben, fordert Diettrich: „Die Wahlfreiheit 


zwischen Familie und Beruf ist für die Mehrheit der Haushalte mit Kindern kein Thema – und 


das wird sich für die jetzige Müttergeneration auch nicht mehr ändern. Wahlfreiheit besteht 


bestenfalls noch für Besserverdienende. Auch ein Müttergehalt von € 700 geht sich rein 


rechnerisch nur bei gut Verdienenden aus, genauso wie ein Familienzuschuss für die Dauer 
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von 18 Monate die Situation nicht nachhaltig verändert.“ Man müsse der Realität ins Auge 


schauen und die Voraussetzungen dafür schaffen, dass Familie und Beruf problemlos 


miteinander vereinbar sind. „Das müssten die familienpolitischen Schwerpunkte sein und vor 


diesem Hintergrund ist die Kritik aus Vorarlberg an den Plänen der Bundesfamilienministerin 


Karmasin irritierend, die ja vorrangig auf den Ausbau der Kinderbetreuung setzen wollte.“ 


Die Referenzbudgets geben auch einen Anhaltspunkt für einen gesetzlichen Mindestlohn: 


„Erst ab € 1.600 brutto bei vierzehnmaliger Auszahlung hat eine alleinstehende Person so viel 


mehr als das Referenzbudget (€ 90), dass sie sich u.U. auch mal einen Urlaub leisten kann. Bei 


einer Familie mit zwei Kindern und berufstätigen Eltern, die jeweils diesen Mindestlohn 


verdienen, wird es schon wieder knapp“, so Diettrich. 


Besonderes Augenmerk verdienen vor diesem Hintergrund die Kinderbetreuungskosten in 


Vorarlberg. „Wir haben in den Referenzbudgets nur die österreichischen Durchschnittswerte 


ansetzen können, weil die Tarife in Vorarlberg von Gemeinde zu Gemeinde zu unterschiedlich 


sind, insgesamt völlig unübersichtlich und viel zu kompliziert. Was wir an brauchbaren Daten 


sammeln konnten, weist darauf hin, dass die Vorarlberger Kinderbetreuungskosten deutlich 


höher sind als in den Budgets angesetzt. Damit würden letztlich auch unsere Referenzbudgets 


für Haushalte mit Kindern steigen“, erläutert Diettrich. Völlig realitätsfern sind nach Ansicht der 


Armutskonferenz auch die sozialen Staffelungen der Gebühren. In Rankweil erhält bspw. ein/e 


AlleinerzieherIn  mit einem Kind erst ab einem Einkommen von € 1.750 einen Rabatt von 20 %. 


Diettrich: „Aus unserer Sicht müsste die Kinderbetreuung mind. ab einem Einkommen in Höhe 


des Referenzbudgets völlig kostenfrei sein – das wären in dem Beispiel € 1.955! Wenn wir aus 


bildungspolitischen Gründen gerade Kindern aus einkommensschwachen und 


bildungsfernen Schichten möglichst frühzeitig fördern wollen, haben wir da dringenden 


Handlungsbedarf.“ 


Höher als im Österreichschnitt sind in Vorarlberg auch die Ausgaben für Miete. Hier räche es 


sich, dass die Wohnbaupolitik zu lange auf Eigentumsbildung gesetzt hat „Wir begrüßen es, 


dass die Landesregierung einen Schwenk in Richtung mehr gemeinnütziger Wohnbau 


vollzogen hat, halten aber das Ziel von 500 neuen Wohnungen pro Jahr für zu niedrig.“ Zwar 


seien die Unterstützungsleistungen für Mieten in Vorarlberg vergleichsweise gut. „Aber man 


muss sich schon fragen, ob wir mit öffentlichen Geldern weiterhin die hohen Mieten auf dem 


freien Wohnungsmarkt stützen wollen, statt sie in den gemeinnützigen Wohnbau zu 


investieren. Das scheint mir nicht der viel gepriesene Vorarlberger gesunde 


Menschenverstand zu sein.“ Erforderlich seien auch Vergaberichtlinien, die gemeinnützige 


Wohnungen vorrangig denen zukommen lassen, die sie benötigen.“ 


Niedriger als im Bundesschnitt sind hingegen die Ausgaben für den öffentlichen Verkehr. Hier 


macht sich vor allem das neue VVV-Jahresticket für € 365 positiv bemerkbar. „Wir plädieren 


dennoch weiterhin für eine SozialCard nach Grazer Muster und einer Absenkung des 


Jahrestickets auf um die € 50 für einkommensschwache Menschen. Das würde noch einmal 


monatlich € 20 weniger für eine erwachsene Person bedeuten.“ Ebenfalls niedriger sind die 


Ausgaben für Heizung, sofern sie mit Gas betrieben wird. „Beides, VVV-Tarife und Gaspreise, 


scheint eine positive Folge davon zu sein, dass man sich in Vorarlberg bisher nicht ganz dem 


Privatisierungswahn von öffentlichen Leistungen hingegeben hat“, meint Diettrich.  


 


Bregenz, den 28.08.2014 


 


Verantw. f. d. Inhalt: Michael Diettrich, c/o dowas, Merbodgasse 10, 6900 Bregenz, 0650-92 36 922 
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Mindesteinkommen reicht in Vorarlberg nicht zum Auskommen 
  
Utl.: Vorarlberger Armutskonferenz: Notwendige Ausgaben um elf 
      Prozent über Mindestsicherung = 
  
   Bregenz (APA) - Ein Einpersonenhaushalt braucht in Vorarlberg mindestens 1.326 Euro, um ein 
Leben auf Mindestniveau - ohne Auto, Urlaub, Alkohol und Zigaretten - führen zu können. Das sind 
um 11 Prozent mehr als die Mindestsicherung plus ergänzender Leistungen ausmacht. Bei Familien 
mit Kindern liege die Differenz sogar bei 18 bis 22 Prozent, rechnete Michael Diettrich von der 
Vorarlberger Armutskonferenz vor. 
  
   Die Vorarlberger Armutskonferenz hat gemeinsam mit der Arbeiterkammer Vorarlberg vom 
Dachverband der österreichischen Schuldenberatungen (asb) auf Vorarlberg zugeschnittene 
Referenzbudgets für einkommensschwache Familien ausrechnen lassen, die auf österreichweit 
standardisierten Warenkörben versehen mit Vorarlberger Preisen beruhen. Demnach hat eine 
alleinerziehende Person mit einem Kind im westlichsten Bundesland monatliche Mindestausgaben 
von 1.955 Euro. Ein Paar mit zwei Kindern muss jeden Monat mindestens 3.191 Euro aufbringen, 
Eltern mit drei Kindern 3.659 Euro. 
  
   "Kinder stellen mittlerweile ein Armutsrisiko dar", erklärte Diettrich bei der Präsentation der 
Referenzbudgets am Donnerstag in Bregenz. Vergleiche man die mittleren Einkommen mit den 
Referenzbudgets, bleibe den Familien nicht viel übrig. Besonders dramatisch sei die Situation für 
Alleinerziehende: Das mittlere Einkommen dieser Gruppe liege bereits bei einem Kind um 600 Euro 
unter dem Referenzbudget. Knapp die Hälfte der Familien mit drei Kindern sei armutsgefährdet. 
  
   Die Referenzbudgets betrachtet Diettrich deshalb als "rote Linie der Existenzsicherung, die weder 
bei Sozialleistungen wie Mindestsicherung und Pensionen, noch bei Mindestlöhnen unterschritten 
werden darf." Zusätzlich wünschte sich der Vertreter der Vorarlberger Armutskonferenz 
Konsequenzen für die Familienpolitik des Landes, die künftig "konzeptioneller und planvoller" sein 
sollte und für die Wohnbaupolitik. 
  
   Wahlfreiheit zwischen Beruf und Familie bestehe in Vorarlberg höchstens für Besserverdienende. 
Wenig an der Situation ändere der Familienzuschuss des Landes und auch das in diesem 
Zusammenhang von der FPÖ im Wahlkampf geforderte Elterngeld von 700 Euro gehe sich "rein 
rechnerisch nur bei gut Verdienenden aus". Vielmehr müssten die Kinderbetreuungskosten 
mindestens ab einem Einkommen in der Höhe des Referenzbudgets kostenfrei sein. Positiv erwähnte 
Diettrich das Ziel der Vorarlberger Landesregierung 500 neue gemeinnützige Wohnungen pro Jahr zu 
fördern. Dies werde allerdings nicht reichen, so Diettrich, der zudem Vergaberichtlinien forderte, denn 
55 Prozent aller Mindestsicherungsbezieher wohnten nach wie vor in freien Wohnungen und nur 22 
Prozent in gemeinnützigen. 
  
(Schluss) ast/bei/jul 
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Mindesteinkommen reicht kaum zum 
Leben
Die Mindestsicherung plus ergänzender Leistungen reicht in Vorarlberg 
nicht zum Auskommen. Das zeigt eine Studie der Vorarlberger 
Armutskonferenz und der Arbeiterkammer auf. Die Armutskonferenz 
fordert nun notwendige Konsequenzen vor allem in der in Familien- und 
Wohnbaupolitik.


Ein Einpersonenhaushalt braucht in Vorarlberg mindestens 1.326 Euro, um ein Leben 


auf Mindestniveau - ohne Auto, Urlaub, Alkohol und Zigaretten - führen zu können. Das 


sind um elf Prozent mehr als die Mindestsicherung plus ergänzender Leistungen 


ausmacht. Bei Familien mit Kindern liege die Differenz sogar bei 18 bis 22 Prozent, 


rechnete Michael Diettrich von der Vorarlberger Armutskonferenz - der Initiative gegen 


Armut und soziale Ausgrenzung - vor.


Die Armutskonferenz hat gemeinsam mit der Arbeiterkammer Vorarlberg eine Studie 


erstellen lassen, die aufzeigt, mit wie viel oder wenig Geld man in Vorarlberg 


auskommen und einigermaßen lebenswert leben kann. Der Dachverband der 


österreichischen Schuldenberatungen (asb) hat erstmals für Vorarlberg berechnet, ob 


die Einnahmen überhaupt zum Auskommen reichen und ausgabenseitige 


Referenzbudgets erstellt. Demnach hat eine alleinerziehende Person mit einem Kind im 


westlichsten Bundesland monatliche Mindestausgaben von 1.955 Euro. Ein Paar mit 


zwei Kindern muss jeden Monat mindestens 3.191 Euro aufbringen, Eltern mit drei 


Kindern 3.659 Euro.


Kinder als Armutsrisiko


„Kinder stellen mittlerweile ein Armutsrisiko dar“, erklärte Diettrich bei der Präsentation 


der Referenzbudgets am Donnerstag in Bregenz. Vergleiche man die mittleren 


Einkommen mit den Referenzbudgets, bleibe den Familien nicht viel übrig. Besonders 


dramatisch sei die Situation für Alleinerziehende: Das mittlere Einkommen dieser 


Gruppe liege bereits bei einem Kind um 600 Euro unter dem Referenzbudget. Knapp die 


Hälfte der Familien mit drei Kindern sei armutsgefährdet.


Die Referenzbudgets betrachtet Diettrich deshalb als „rote Linie der Existenzsicherung, 


die weder bei Sozialleistungen wie Mindestsicherung und Pensionen, noch bei 


Mindestlöhnen unterschritten werden darf.“ Zusätzlich wünschte sich der Vertreter der 


Vorarlberger Armutskonferenz Konsequenzen für die Familienpolitik des Landes, die 


künftig „konzeptioneller und planvoller“ sein sollte. Auch in punkto Wohnbaupolitik fordert 


Diettrich Konsequenzen.


Familie oder Beruf: Laut Diettrich kaum Wahlfreiheit


Wahlfreiheit zwischen Beruf und Familie bestehe in Vorarlberg höchstens für 


Besserverdienende. Wenig an der Situation ändere der Familienzuschuss des Landes 


und auch das in diesem Zusammenhang von der FPÖ im Wahlkampf geforderte 


Elterngeld von 700 Euro gehe sich „rein rechnerisch nur bei gut Verdienenden aus“. 
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Vielmehr müssten die Kinderbetreuungskosten mindestens ab einem Einkommen in der 


Höhe des Referenzbudgets kostenfrei sein.


Positiv erwähnte Diettrich das Ziel der Vorarlberger Landesregierung, 500 neue 


gemeinnützige Wohnungen pro Jahr zu fördern. Dies werde allerdings nicht reichen, so 


Diettrich, der zudem Vergaberichtlinien forderte, denn 55 Prozent aller 


Mindestsicherungsbezieher wohnten nach wie vor in freien Wohnungen und nur 22 


Prozent in gemeinnützigen.


Links:


• Armutskonferenz fordert Umverteilung
<http://vorarlberg.orf.at/tv/stories/2585543/> (vorarlberg.ORF.at, 
23.5.2014)


• Armutskonferenz begrüßt Recht auf Girokonto für alle
<http://vorarlberg.orf.at/news/stories/2642284/> (vorarlberg.ORF.at, 
16.4.2014)


Publiziert am 28.08.2014
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Ausland


Erdogan als neuer türkischer Präsident vereidigt


Ukraine: Poroschenko am Samstag bei EU-Sondergipfel


Frankreich: Neuer Minister rüttelt an 35-Stunden-Woche


IS-Kämpfer exekutieren in Syrien Dutzende Soldaten


Inland


Frauenquote sorgt weiter für Debatte in SPÖ


Lostage für Studieninteressenten


Zahl der Langzeitarbeitslosen laut AK deutlich gestiegen


Sport


Champions League: Salzburg leckt seine Wunden


Champions League: Verteidiger hält zwei Elfmeter


FIFA: Platini tritt nicht gegen Blatter an


Tennis: Thiem bei US Open von sich selbst überrascht


Wirtschaft


Nächste tiefrote Bilanz: ÖVAG verdreifacht Verlust


Mindesteinkommen reicht in Vorarlberg kaum zum Leben
Die Mindestsicherung plus ergänzender Leistungen reicht in Vorarlberg nicht 
zum Auskommen. Das zeigt eine Studie der Vorarlberger Armutskonferenz 
und der Arbeiterkammer auf.


Ein Einpersonenhaushalt braucht demnach in Vorarlberg mindestens 1.326 
Euro, um ein Leben auf Mindestniveau - ohne Auto, Urlaub, Alkohol und 
Zigaretten - führen zu können. Das sind um elf Prozent mehr, als die 
Mindestsicherung plus ergänzender Leistungen ausmacht. Bei Familien mit 
Kindern liege die Differenz sogar bei 18 bis 22 Prozent.


Mehr dazu in oesterreich.ORF.at


Auf Facebook teilenAuf Twitter teilenAuf Google+ teilen


Gespräche mit Piloten gescheitert - Streik bei Germanwings


EVN fährt herben Verlust ein


Trotz Schlechtwetters erfreuliche Zahlen für Tourismus


Spaniens Wirtschaft zieht wieder an
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Mindesteinkommen reicht in Vorarlberg 
nicht zum Auskommen  


Viele Vorarlberger leben an der Armutsgrenze - © Bilderbox 


 


Bregenz – Ein Einpersonenhaushalt braucht in Vorarlberg 


mindestens 1.326 Euro, um ein Leben auf Mindestniveau – ohne 


Auto, Urlaub, Alkohol und Zigaretten – führen zu können. Das 


sind um 11 Prozent mehr als die Mindestsicherung plus 


ergänzender Leistungen ausmacht.  


Bei Familien mit Kindern liege die Differenz sogar bei 18 bis 22 Prozent, 


rechnete Michael Diettrich von der Vorarlberger Armutskonferenz vor. 


Die Vorarlberger Armutskonferenz hat gemeinsam mit der Arbeiterkammer 


Vorarlberg vom Dachverband der österreichischen Schuldenberatungen 


(asb) auf Vorarlberg zugeschnittene Referenzbudgets für 



http://www.vol.at/mindesteinkommen-reicht-in-vorarlberg-nicht-zum-auskommen/4067731#ArticleForum

http://www.vol.at/mindesteinkommen-reicht-in-vorarlberg-nicht-zum-auskommen/4067731#ArticleForum





einkommensschwache Familien ausrechnen lassen, die auf österreichweit 


standardisierten Warenkörben versehen mit Vorarlberger Preisen beruhen. 


Demnach hat eine alleinerziehende Person mit einem Kind im westlichsten 


Bundesland monatliche Mindestausgaben von 1.955 Euro. Ein Paar mit 


zwei Kindern muss jeden Monat mindestens 3.191 Euro aufbringen, Eltern 


mit drei Kindern 3.659 Euro. 


Kinder als Armutsrisiko 


“Kinder stellen mittlerweile ein Armutsrisiko dar”, erklärte Diettrich bei der 


Präsentation der Referenzbudgets am Donnerstag in Bregenz. Vergleiche 


man die mittleren Einkommen mit den Referenzbudgets, bleibe den 


Familien nicht viel übrig. Besonders dramatisch sei die Situation für 


Alleinerziehende: Das mittlere Einkommen dieser Gruppe liege bereits bei 


einem Kind um 600 Euro unter dem Referenzbudget. Knapp die Hälfte der 


Familien mit drei Kindern sei armutsgefährdet. 


Die Referenzbudgets betrachtet Diettrich deshalb als “rote Linie der 


Existenzsicherung, die weder bei Sozialleistungen wie Mindestsicherung 


und Pensionen, noch bei Mindestlöhnen unterschritten werden darf.” 


Zusätzlich wünschte sich der Vertreter der Vorarlberger Armutskonferenz 


Konsequenzen für die Familienpolitik des Landes, die künftig 


“konzeptioneller und planvoller” sein sollte und für die Wohnbaupolitik. 


Zu wenig gemeinnützige Wohnungen 


Wahlfreiheit zwischen Beruf und Familie bestehe in Vorarlberg höchstens 


für Besserverdienende. Wenig an der Situation ändere der 


Familienzuschuss des Landes und auch das in diesem Zusammenhang von 


der FPÖ im Wahlkampf geforderte Elterngeld von 700 Euro gehe sich “rein 


rechnerisch nur bei gut Verdienenden aus”. Vielmehr müssten die 


Kinderbetreuungskosten mindestens ab einem Einkommen in der Höhe des 


Referenzbudgets kostenfrei sein. Positiv erwähnte Diettrich das Ziel der 


Vorarlberger Landesregierung 500 neue gemeinnützige Wohnungen pro 


Jahr zu fördern. Dies werde allerdings nicht reichen, so Diettrich, der 


zudem Vergaberichtlinien forderte, denn 55 Prozent aller 


Mindestsicherungsbezieher wohnten nach wie vor in freien Wohnungen 


und nur 22 Prozent in gemeinnützigen. 
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Vorarlberg zuerst! 


Vorarlberger Armmutskonferenz verwahrt sich gegen den Vorwurf parteipolitischer Einseitigkeit 


 


Der Sprecher der Vorarlberger Armutskonferenz, Michael Diettrich, verwahrt sich gegen den 


Vorwurf von ÖVP-Sozialsprecherin Theresia Fröwis, die Armutskonferenz würde sich 


parteipolitisch einseitig auf die Landesregierung konzentrieren, das SPÖ-Sozialministerium aber 


außen vorlassen: „Wir haben seit Gründung der Vorarlberger Armutskonferenz immer wieder 


sachlich fundierte und gut recherchierte Analysen zur Armutsproblematik vorgelegt und 


daraus Empfehlungen an die Politik abgeleitet. Wir haben dabei mehrfach sehr differenziert 


herausgearbeitet, welche unserer Empfehlungen in Vorarlberg umgesetzt werden können 


und was auf die Bundeseben gehört. Und wir haben wiederholt betont, dass es uns freuen 


würde, wenn die Vorarlberger Landesregierung unsere Empfehlungen auf Bundesebene 


vertreten würde. Aber auch für uns gilt: Vorarlberg zuerst – und der vorrangige Adressat 


unserer Empfehlungen ist selbstverständlich die Landesregierung“. 


Vor allem bei den im Zusammenhang mit den vorgelegten Referenzbudgets in den 


Vordergrund gestellten Themen lässt Diettrich die Kritik nicht gelten. Kinderbetreuung, 


Wohnbau und Mindestsicherung seien eindeutig Landessache. Unsachlich sei auch der 


Vorwurf, die präsentierten Referenzbudgets seien nicht aussagekräftig, weil der Vergleich mit 


anderen Bundesländern fehle: „Wir haben erhoben, ob die Vorarlberger 


Lebenshaltungskosten für verschiedene einkommensschwache Haushaltstypen mit den im 


Armutsbericht der Landesregierung ermittelten Einkommen überhaupt zu decken sind. Dabei 


sind wir zu dem Schluss gekommen, dass diesbezüglich unabhängig von der Art des 


Einkommens (Lohn/Gehalt, Pensionen, Mindestsicherung) für viele Haushalte ein Problem 


besteht – vor allem für Haushalte mit Kindern. Wofür brauchen wir da einen Ländervergleich?“ 


Im Übrigen habe er selbst der Soziallandesrätin Schmid in einer Sitzung der von ihr 


einberufenen „Armutsplattform“ vorgeschlagen, die Landesregierung solle selbst solche 


Referenzbudgets erstellen, damit man eine Grundlage für die Diskussion über die 


Sozialleistungen hat. Diettrich: „Sie hielt das nicht für erforderlich, also haben wir das mit 


Unterstützung der Arbeiterkammer selbst organisiert. Jetzt haben wir die Grundlagen, die wir 


für eine gescheite Sozialplanung brauchen! Jetzt wissen wir z.B., dass die sozialem 


Staffelungen bei den Kinderbetreuungskosten in Vorarlberg völlig an der Realität 


vorbeigehen.“ 
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Auch bei ihrer gestrigen Pressekonferenz habe die Armutskonferenz ausdrücklich 


Maßnahmen der Landesregierung begrüßt: den Ausbau des gemeinnützigen Wohnbaus, das 


Jahresticket des Verkehrsverbundes, in früheren Stellungnahmen die offenere Haltung in der 


Bildungspolitik. „Dass wir den geplanten Ausbau von 500 gemeinnützigen Wohnungen pro 


Jahr nicht für ausreichend und zudem eine SozialCard nach Grazer Muster für sinnvoll halten, 


wird man ja wohl noch sagen dürfen“, so Diettrich. Von der Sinnhaftigkeit eines 


Familienzuschusses, der nach 18 Monaten genau dann ausläuft, wenn Kinder wirklich teuer 


werden, werde ihn allerdings auch Frau Fröwis nicht überzeugen können, ergänzt der 


Sprecher der Vorarlberger Armutskonferenz. 


Als Fazit fasst Diettrich zusammen: „Ich bin enttäuscht von den Äußerungen der ÖVP-


Sozialsprecherin! Ich gewinne langsam den Eindruck, dass im Wirtschaftsressort und auch im 


Bildungsressort der Landesregierung mehr Offenheit und auch Plan für die 


Armutsbekämpfung vorhanden ist als im Sozialressort.“ 


 


Bregenz, den 28.08.2014 
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Vorarlberger Armmutskonferenz bekräftigt die Ergebnisse ihrer Erhebung zu den Vorarlberger 


Referenzbudgets 


 


Die Vorarlberger Armutskonferenz bekräftigt die Ergebnisse ihrer Erhebung von Vorarlberger 


Referenzbudgets und widerspricht Landesrätin Schmid, die Referenzbudgets gingen von 


einem völlig falschen Ansatz aus. „Zunächst die reale Lebenssituation der Menschen zu 


erheben und danach auch die Sozialleistungen danach auszurichten, ist aus unserer Sicht 


genau der richtige Weg“, widerspricht der Sprecher der Armutskonferenz Michael Diettrich 


der Landesrätin. Zudem gelten die Referenzbudgets nicht nur für Menschen mit 


Mindestsicherung, sondern auch für Beschäftigte mit Erwerbseinkommen. Diettrich: „Auch die 


haben Probleme, mit geringen Einkommen die hohen Lebenshaltungskosten zu decken. Das 


sollte ebenfalls ein Thema für die Sozialpolitik sein.“ 


Zu den Kritikpunkten der Landesrätin im Einzelnen: 


1. In der Tat werden die Miet- und Betriebskosten durch die Mindestsicherung in voller Höhe 


übernommen, womit Vorarlberg begrüßenswerter Weise weiter geht als die meisten 


anderen Bundesländer. Der in der Berechnung angenommene und von Frau Schmid 


kritisierte „Durchschnittswert“ von € 499 ist derselbe Wert, der auch in dem 


entsprechenden Referenzbudget angenommen wurde – um Referenzbudget und 


Mindestsicherung vergleichbar zu machen. Das kann man in den Erläuterungen zu den 


Referenzbudgets nachlesen. Liegt die Miete eines Mindestsicherungsbeziehers höher, 


was z.B. in Bregenz mittlerweile in der Regel der Fall ist, müsste folglich auch sein 


Referenzbudget höher angesetzt werden. Insofern bliebe die Differenz zwischen 


Referenzbudget und Mindestsicherung gleich. 
2. Die Sonderfälle von Waschmaschinen und größeren Haushaltsgeräten sind in den 


Vergleichen sehr wohl berücksichtig. Auch das kann man nachlesen. Eine Fahrkarte zum 


Arbeitsantritt ist in der Tat nicht berücksichtigt, genauso wenig Sozialberatung oder 


Geburtshilfe. Dies verändert die Aussagen aber nicht grundlegend. 


3. Da MindestsicherungsbezieherInnen einen erhöhten Heizkostenzuschuss von € 250 nur 


dann erhalten, wenn sie höhere Kosten haben und nachweisen, hätten sie auch im 


vergleichbaren Referenzbudget höhere Kosten als in der Berechnung angenommen. 


Auch hier wieder bliebe die Differenz zwischen Mindestsicherung und Referenzbudget 


gleich. 


4. Es ist ein grundlegendes Problem von Leistungen wie der Mindestsicherung, dass sie nur 


als vorrübergehende Unterstützungen konzipiert sind. Die Vorarlberger Armutskonferenz 
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hat mehrfach auf diese falsche Grundannahme hingewiesen. Zwar beziehen viele 


MindestsicherungsbezieherInnen die Leistung tatsächlich nur für ein halbes Jahr. Aber wie 


aus Erhebungen der Landesregierung ersichtlich, kehren rund 70 % im Verlauf von 5 


Jahren wieder in den Bezug zurück und werden im Behördenjargon deshalb auch als 


„Dauerkunden“ bezeichnet. Das müsste der Frau Landesrätin eigentlich bekannt sein. 


„Unser Ansatz, die tatsächlichen Lebenshaltungskosten zum Ausgangspunkt für die 


Einkommen (Lohn/Gehalt, Sozialleistungen, Pensionen) zu machen, scheint anderswo auf 


mehr Interesse zu stoßen. Wir haben mittlerweile Anfragen z.B. von der Arbeiterkammer 


Tirol und auch das Bundessozialministerium hat sich unsere Erhebung schicken lassen. Er 


wäre auch für Vorarlberg eine Chance zu überprüfen, ob wir wirklich in allem und jedem 


auf dem richtigen Weg sind. Wir hoffen, dass man nach dem Wahlkampf wieder 


sachlicher darüber diskutieren kann“, fasst der Sprecher der Armutskonferenz zusammen. 


 


Bregenz, den 29.08.2014 


 


Verantw. F. d. Inhalt: Michael Diettrich, c/o dowas, Merbodgasse 10, 6900 Bregenz, Tel. 0650-92 36 922 


 








Die Vorarlberger Armutskonferenz hat am Donnerstag unter anderem einen
gesetzlichen Mindestlohn von 1.600 Euro gefordert, Gratis-Kinderbetreuung und
mehr gemeinnützige Wohnungen. Die Parteien reagieren unterschiedlich.


Die Mindestsicherung reicht in Vorarlberg nicht zum Leben. Das zeigt eine Studie, die die Kosten


für einkommensschwache Menschen auflistet. Besonders Familien mit Kindern würden mit ihrem


Einkommen kaum durchkommen. Die Vorarlberger Armutskonferenz hat einige Forderungen an


ihre Studie geknüpft: einen gesetzlichen Mindestlohn in der Höhe von 1600 Euro, Gratis-


Kinderbetreuung und auch mehr gemeinnützige Wohnungen.


Parteien halten Forderungen für berechtigt


Die SPÖ sieht sich durch die Studie in ihren Forderungen bestätigt: Besonders in den


gemeinnützige Wohnbau müsse man investieren, so Clubobmann Michael Ritsch (SPÖ). Er


wiederholt auch die Forderung nach einer kostenfreien Kinderbetreuung.


Die Freiheitlichen greifen die Studie auf, um ebenfalls Versäumnisse der ÖVP in der


Familienpolitik anzuprangern. Kinder dürfen - so Klubbobmann Dieter Egger (FPÖ) - kein


Atmustrisiko darstellen. Er gibt der Armutskonferenz recht, dass es zu wenig Wahlfreiheit


zwischen Familie und Beruf gebe. Gerade deshalb brauche es das von der FPÖ geforderte


Elterngeld.


Auch aus Sicht der Grünen sind im Bereich der Mindestsicherung Anpassungen nötig.


Mindestlöhne seien der Beitrag der Wirtschaft zur Bekämpfung der Armut, so die


Sozialsprecherin der Vorarlberger Grünen, Katharina Wiesflecker. Zudem teile man die


Schlussfolgerung der Armutskonferenz, dass vor allem bei den Wohn- und


Kinderbetreuungskosten angesetzt werden müsse.


ÖVP bezweifelt Ausssagekraft der Studie


Anders ÖVP-Sozialsprecherin Theresia Fröwis: Familien würden bereits entlastet und gefördert -


etwa durch den erhöhten Familienzuschuss. Für sie sind die präsentierten Referenzbudgets nur


beschränkt aussagekräftig, weil ihnen der Vergleich mit anderen Bundesländern fehle. Zudem


würde sich die Armutskonferenz parteipolitisch einseitig auf die Landesregierung konzentrieren,


das SPÖ-Sozialministerium aber außen vor lassen.


LR Schmid (ÖVP) verweist auf Individualitätsprinzip


Weiters heißt es aus der Sozialabteilung im Amt der Landesregierung, dass die Untersuchungen


von einem völlig falschen Ansatz ausgingen: Angenommen würden Durchschnittswerte - die


bedarfsorientierte Mindestsicherung sei aber - wie der Name schon sagt - eine


Einzelfallentscheidung. Die Durchschnittswerte sagten also nichts über das Ausmaß der Hilfe im


Einzelfall aus. So scheine etwa Sonderbedarf - wie neue Möbel oder eine Waschmaschine - im


Durchschnittswert naturgemäß nicht auf. Dasselbe gelte für Sonderleistungen wie etwa die


Auszahlung von Fahrkarten zum Arbeitsantritt, aber auch geldwerte Sachleistungen, wie zum


Beispiel Sozialberatung oder Geburtenhilfe.


Das Um und Auf der Mindestsicherung sei also das Individualitätsprinzip, so Soziallandesrätin


Greti Schmid (ÖVP).


Zudem werde in der Berechnung der Armutskonferenz die Miet- und Betriebskostenübernahme


durch die Mindestsicherung mit 499 Euro beziffert, tatsächlich würden in Vorarlberg bis zu 540
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Euro und in Einzelfällen auch mehr übernommen, so Schmid. Der Heizkostenzuschuss sei mit


150 Euro angegeben, Mindestsicherungsbezieher bekämen aber bei Nachweis höherer


Heizkosten 250 Euro ausbezahlt.


Zu guter Letzt geht das Land auch davon aus, dass die Mindestsicherung eine vorübergehende


Unterstützung ist, die Anreiz sein soll, möglichst rasch aus der Armut herauszufinden: 50


Prozent der Betroffenen bezögen die Mindestsicherung nur ein halbes Jahr lang, so die


Soziallandesrätin. Und schließlich habe der Bundesrechnungshof erst vor kurzem Vorarlberg und


Tirol dafür gerügt, dass sie die Mindestsätze der Mindestsicherung zu sehr überträfen.


Link:


Mindestsicherung reicht nicht zum Leben <http://vorarlberg.orf.at
/news/stories/2665475/> (vorarlberg.orf.at, 28.8.2014)


Publiziert am 29.08.2014
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Fröwis (ÖVP) revidiert Meinung zu 
Referenzbudget
Landtagsabgeordnete aller Parteien diskutierten am Dienstag im 
Bildungshaus Batschuns über das Thema Armut in Vorarlberg. Dabei 
revidierte ÖVP-Sozialsprecherin Theresia Fröwis ihre Meinung zu den von 
der Armutskonferenz kürzlich präsentierten Referenzbudgets.


Die Mindestsicherung plus ergänzender Leistungen reicht in Vorarlberg nicht zum 


Auskommen. Das zeigt eine aktuelle Studie der AK und der Vorarlberger 


Armutskonferenz, die kürzlich erstmals die sogenannten Referenzbudgets vorgestellt hat 


- mehr dazu in Mindestsicherung reicht nicht zum Leben


<http://vorarlberg.orf.at/news/stories/2665475/> .


ÖVP-Sozialsprecherin Fröwis hatte die Referenzbudgets als nur beschränkt 


aussagekräftig beurteilt - mehr dazu in Politisches Echo auf Armutskonferenz


<http://vorarlberg.orf.at/news/stories/2665574/> . Am Dienstagabend jedoch 


ruderte sie zurück: Sie müsse zugeben, dass sie ihre Meinung revidieren müsse in der 


Hinsicht, dass die Referenzbudgets sehr wohl wichtig seien für eine zukünftige Strategie 


zur Bekämpfung der Armut in Vorarlberg.


SPÖ-Landtagsabgeordnete Gabi Sprickler-Falschlunger konterte: Wenn die ÖVP sich 


einmal angeschaut hätte, was die Leute verdienen, hätte es schon seit Jahren auffallen 


müssen, dass sich das nicht ausgehen könne, so Sprickler-Falschlunger weiter.


FPÖ-Elterngeld: Grüne warnen vor Altersarmut


Ernst Hagen von der FPÖ betonte, dass Armut weiblich sei. Deshalb fordere die FPÖ 


auch ein Elterngeld, das Wahlfreiheit in punkto Kinderbetreuung bieten soll - mehr dazu 


in FPÖ stellt Rechnungsmodell für Elterngeld vor


<http://vorarlberg.orf.at/news/stories/2666405/> .


Dieses Modell ist nach Ansicht von Katharina Wiesflecker von den Grünen jedoch die 


denkbar schlechteste Variante der Armutsbekämpfung - vielmehr werde Frauenarmut 


dadurch noch gefördert. Denn wenn Faruen vornehmlich für die Familienarbeit zuständig 


seien und zu Hause gehalten würden, falle der Wiedereinstieg ins Berufsleben schwerer. 


Das wiederum habe Konsequenzen für die Pensionszahlungen.


Publiziert am 10.09.2014


Seite 1 von 1Fröwis (ÖVP) revidiert Meinung zu Referenzbudget - vorarlberg.ORF.at


22.09.2014http://vorarlberg.orf.at/news/stories/2667734/








News Gesamtansicht | 2015 | 2014 | 2013 | 2012 | 2011 | 2010


Peter Vaschauner


17.12.14


ARGE-FGV Vorarlberg


Eine Rote Linie der Existenzsicherung


Ein Einpersonenhaushalt braucht in Vorarlberg mindestens 1.326 Euro, um ein Leben auf 


Mindestniveau – ohne Auto, Urlaub, Alkohol und Zigaretten – führen zu können. Das sind um 11 


Prozent mehr als die Mindestsicherung plus ergänzender Leistungen ausmacht.


Bei Familien mit Kindern liege die Differenz sogar bei 18 bis 22 Prozent, rechnete Michael Diettrich 


von der Vorarlberger Armutskonferenz vor.


Die Vorarlberger Armutskonferenz hat gemeinsam mit der Arbeiterkammer Vorarlberg vom 


Dachverband der österreichischen Schuldenberatungen (asb) auf Vorarlberg zugeschnittene 


Referenzbudgets für einkommensschwache Familien ausrechnen lassen, die auf österreichweit 


standardisierten Warenkörben versehen mit Vorarlberger Preisen beruhen. Demnach hat eine 


alleinerziehende Person mit einem Kind im westlichsten Bundesland monatliche Mindestausgaben 


von 1.955 Euro. Ein Paar mit zwei Kindern muss jeden Monat mindestens 3.191 Euro aufbringen, 


Eltern mit drei Kindern 3.659 Euro. 


Kinder als Armutsrisiko


“Kinder stellen mittlerweile ein Armutsrisiko dar”, erklärte Diettrich bei der Präsentation der 


Referenzbudgets am Donnerstag in Bregenz. Vergleiche man die mittleren Einkommen mit den 


Referenzbudgets, bleibe den Familien nicht viel übrig. Besonders dramatisch sei die Situation für 


Alleinerziehende: Das mittlere Einkommen dieser Gruppe liege bereits bei einem Kind um 600 Euro 


unter dem Referenzbudget. Knapp die Hälfte der Familien mit drei Kindern sei armutsgefährdet.


Die Referenzbudgets betrachtet Diettrich deshalb als “rote Linie der Existenzsicherung, die weder bei 


Sozialleistungen wie Mindestsicherung und Pensionen, noch bei Mindestlöhnen unterschritten 


werden darf.” Zusätzlich wünschte sich der Vertreter der Vorarlberger Armutskonferenz 


Konsequenzen für die Familienpolitik des Landes, die künftig “konzeptioneller und planvoller” sein 


sollte und für die Wohnbaupolitik. 


Zu wenig gemeinnützige Wohnungen


Wahlfreiheit zwischen Beruf und Familie bestehe in Vorarlberg höchstens für Besserverdienende. 


Wenig an der Situation ändere der Familienzuschuss des Landes und auch das in diesem 


Zusammenhang von der FPÖ im Wahlkampf geforderte Elterngeld von 700 Euro gehe sich “rein 


rechnerisch nur bei gut Verdienenden aus”. Vielmehr müssten die Kinderbetreuungskosten 


mindestens ab einem Einkommen in der Höhe des Referenzbudgets kostenfrei sein. Positiv 


erwähnte Diettrich das Ziel der Vorarlberger Landesregierung 500 neue gemeinnützige Wohnungen 


pro Jahr zu fördern. Dies werde allerdings nicht reichen, so Diettrich, der zudem Vergaberichtlinien 


forderte, denn 55 Prozent aller Mindestsicherungsbezieher wohnten nach wie vor in freien 


Wohnungen und nur 22 Prozent in gemeinnützigen.


Peter Vaschauner


Mitglied der BV 09
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3. September 2014 


Großes Lob 


Zum VN-Bericht „Armut legt die Nerven blank“ vom 30. August 2014. Ein großes Lob an 


Herrn Michael Diettrich(!). Herr Diettrich hat den Mut, die Dinge auf den Tisch zu legen, wie 


sie sind und wovon andere meinen, es sei unmöglich, dieses zu tun. Bravo! Wie wäre es mit 


einem Kleinstaat Vorarlberg? Die Couleurs schwarz, blau, rot, braun, orange etc. haben keine 


Daseinsberechtigung mehr. Grün und pink sind gefordert! Die EU in der derzeitigen 


Konstellation ist passé. Auch sie wird zusammenbrechen wie das Amen im Gebet. ÖVP-Chef 


Spindel-egger und der Niedergang der ÖVP sind nur der Anfang, weitere werden folgen. Wir 


sind auch keine Spaßgesellschaft, wie es Rot, mit den Zwergen und Altstar Klaus, versucht. 


Jedes Mittel, um Wähler zu gewinnen, scheint gerade gut genug zu sein! Meine Güte, seid ihr 


„arme“ Menschen. Dass die ÖVP das Wissenschaftsministerium opfert, wird sich als 


fundamentaler Fehler entpuppen. Das einzige Ministerium, das Sinn macht, ist abgeschafft 


nach dem Motto „Friss oder stirb!“. Eine seltsame Form von Bigotterie, wenn die Partei 


angesichts alternativer Familienformen das „Wohl des Kindes“ hochhält und damit jede 


Diskussion entlang der Lebensqualität von Menschen abwürgt. Dankeschön! 


Heute schon eine Studie gelesen? Es ist eine Schande, dass Medien begierig die Happen, die 


Politiker ihnen zuwerfen, auffangen, ohne nachzufragen. 


judith bitschi,  


herrengutgasse 21, 


lauterach 
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